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A.�	� Einleitung

I.�	� Sinn und Zweck
Die Erfahrung zeigt, dass Studierende in Rechtsfächern relativ wenig Probleme da-
mit haben, sich die theoretischen Grundlagen einzelner Rechtsgebiete anzueignen. 
Dagegen fällt ihnen die Anwendung des Erlernten auf die in den Klausuren geforder-
te Bearbeitung konkreter juristischer Fälle oftmals nicht leicht. Abgesehen von der 
Schwierigkeit, sich in die Besonderheiten der juristischen Fallbearbeitungstechnik 
einzufinden, treten weitere Probleme auf. Zum einen werden häufig die in dem je-
weiligen Fall untergebrachten einzelnen Fragestellungen nicht logisch korrekt in die 
Prüfung einer Norm eingebunden. Zum anderen bereitet es Schwierigkeiten, die Zu-
sammenhänge verschiedener Regelungsbereiche zu erkennen, insbesondere das Zu-
sammenspiel verschiedener Normen.
Hier setzt das vorliegende Buch an. Mithilfe von Prüfungsschemata für die gängigsten 
Klausurkonstellationen soll den Studierenden ein Fahrplan für die Bearbeitung eines 
Falles an die Hand gegeben werden. Auf die Vermittlung theoretischer Kenntnisse wird 
dabei bewusst weitgehend verzichtet. Das Buch soll Vorlesungen und Lehrbücher nicht 
ersetzen, sondern ergänzen. Es kann dabei sowohl zur Nachbearbeitung einzelner The-
menkomplexe als auch zur Wiederholung des gesamten Stoffes im Rahmen der Klau-
survorbereitung eingesetzt werden.
Das Buch beschränkt sich dabei nicht auf das Vorstellen verschiedener Prüfungsab-
läufe, sondern bietet mit den enthaltenen Fällen und dem Glossar auch die Möglich-
keit, sich über in den Übersichten auftretende Begriffe kurz zu informieren und das 
einzelne Schema in einem darauf zugeschnittenen Fall direkt anzuwenden.

II.�	� Hinweise zur Benutzung
Die Konzeption des Buches ermöglicht verschiedene Arten seiner Benutzung. Mit dem 
konsequenten Durcharbeiten kann man sich ein umfassendes Wissen über die gängigen 
Probleme des Handels- und Gesellschaftsrechts verschaffen. Der Leser sollte zunächst 
den Prüfungsablauf mittels Nachlesen der zitierten Normen und der im Glossar erklär-
ten Begriffe nachvollziehen und dann seine Anwendung anhand des nachfolgenden 
Übungsfalls erproben. Selbstverständlich sollte dabei die angebotene Lösung zunächst 
abgedeckt werden, da nur so eine echte Kontrolle gewährleistet ist, ob die dem Prü-
fungsablauf zugrunde liegende Problematik beherrscht wird.
Das Buch kann aber auch punktuell eingesetzt werden. Der Leser kann gezielt Begrif-
fe nachschlagen und damit Sicherheit in der Beherrschung von Definitionen erlan-
gen. Er kann aber auch den konkreten Prüfungsablauf von in der Vorlesung oder im 
Lehrbuch vermittelten Ansprüchen nachvollziehen. Schließlich ermöglicht ihm das 
Buch die Bearbeitung juristischer Fälle.
Bei der Anwendung der Schemata ist zu beachten, dass es sich hierbei nur um Hilfs-
mittel zur Prüfung des jeweiligen Anspruchs handelt. Ein stereotypes Abarbeiten der 
einzelnen Prüfungspunkte ist daher zu vermeiden. Es ist immer der Falltext im Auge zu 
behalten. Dabei ist zu beachten, dass die von dem jeweiligen Aufgabensteller in den 
Sachverhalt eingearbeiteten Informationen den Fallbearbeiter führen und ihm Hinweise 
geben sollen, welche Punkte besonders problematisch sein können. In diesem Zusam-
menhang existieren bei den einzelnen Prüfungen Punkte, die erfahrungsgemäß fast im-
mer eine Rolle spielen. Auf diese wird in den Ausleitungen zu den jeweiligen Schema-
ta besonders hingewiesen.

1
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II.  Hinweise zur Benutzung

Die Prüfungsschemata enthalten die notwendigen Prüfungsschritte umfassend. Die 
dargestellte Prüfungsreihenfolge ist nicht zwingend, soweit nicht aus dem Gesetz 
oder aus der Logik eine bestimmte Abfolge vorgegeben ist. Insoweit handelt es sich 
lediglich um einen Vorschlag. Andere Möglichkeiten der Prüfungsreihenfolge sind 
selbstverständlich denkbar. Entsprechendes gilt für die Falllösungen. Auch hier sind 
mit entsprechender Argumentation teilweise andere Meinungen vertretbar. Die Auto-
ren haben sich jedoch bemüht, bei Meinungsstreitigkeiten der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung zu folgen.
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B.�	� Gesellschaftsrechtliche Ansprüche und Fragestellungen

I.�	� Personengesellschaften

1.�	� BGB-Gesellschaft
Die BGB-Gesellschaft (GbR) ist die Grundform der Personengesellschaften und somit 
auch der Personenhandelsgesellschaften OHG und KG. Aus diesem Grund werden 
die die GbR betreffenden gesellschaftsrechtlichen Ansprüche und Fragestellungen 
besonders ausführlich behandelt. Die hier gemachten Ausführungen besitzen näm-
lich wegen der gesetzlichen Verweisungen in §§ 105 Abs. 3, 161 Abs. 2 HGB z. T. 
auch Gültigkeit für die OHG und KG.
Zu beachten ist, dass das Recht der Personengesellschaften durch das Gesetz zur Mo-
dernisierung des Personengesellschaftsrechts mit Wirkung seit dem 1. Januar 2024 um-
fassend geändert worden ist. Durch das MoPeG wurde u. a.
–	 das Recht der in § 705 BGB (Untertitel 1. Allgemeiner Teil) definierten BGB-Gesell-

schaft neu geregelt und in Regelungen betreffend die rechtsfähige BGB-Außengesell-
schaft in den §§ 706 ff. BGB (Untertitel 2. Rechtsfähige Gesellschaft) und in Regelun-
gen betreffend die nicht rechtsfähige BGB-Innengesellschaft in den §§ 740 ff. BGB 
(Untertitel 3. Nicht rechtsfähige Gesellschaft) unterteilt und zudem

–	 für die rechtsfähige BGB-Außengesellschaft ein in den §§ 706 ff. BGB geregeltes 
fakultatives Gesellschaftsregister eingeführt.

Weitere Änderungen des MoPeG betreffen die Offene Handelsgesellschaft (B.I.2) und 
die Kommanditgesellschaft (B.I.3) und werden dort behandelt.
Darüber hinaus hat das MoPeG auch dort, wo es bestehende Vorschriften inhaltlich 
unverändert übernommen hat, zu einer neuen Paragrafenreihenfolge in den §§ 705 ff. 
BGB und in den §§ 105 ff. HGB geführt. Dies ist insbesondere bei der Lektüre der in 
diesem Arbeitsbuch zitierten Urteile und Lehrbücher zu beachten, deren Aussagen 
sich noch auf die alte Fassung der §§ 705 ff. BGB beziehen.

a)�	� Ansprüche gegen die Gesellschaft
Ansprüche gegen eine GbR werden sich regelmäßig gegen eine rechtsfähige Außenge-
sellschaft i. S. d. § 705 Abs. 2 Alt. 1 BGB richten und können in der Klausur in vielfäl-
tiger Form abgeprüft werden. Regelmäßig wird dem Bearbeiter ein Sachverhalt geschil-
dert werden, aus dem sich sowohl eine materielle Anspruchsgrundlage als auch die 
Notwendigkeit zur Prüfung der Existenz einer GbR ergibt. Was dann genau zu prüfen 
ist, bestimmt sich nach der Fallfrage. Ist diese offen formuliert (Beispiel: Von wem kann 
A Zahlung des Kaufpreises verlangen?), sind sowohl Ansprüche gegen die Gesellschaft 
als auch gegen deren Gesellschafter (vgl. Rn. 9, B. I. 1.b) zu erörtern. Wird dagegen aus-
schließlich nach Ansprüchen gegen die Gesellschaft gefragt, ist die gutachterliche Stel-
lungnahme strikt auf diesen Punkt zu begrenzen.
Bei der Prüfung von Ansprüchen gegen die GbR ist die Prüfung der gesellschaftsrecht-
lichen Fragestellungen in den allgemeinen Anspruchsaufbau zu integrieren. Dies be-
deutet, dass die Prüfung bei einer konkreten Anspruchsgrundlage (z. B. § 433 Abs. 1 
oder § 823 Abs. 1 BGB) i. V. m. § 705 Abs. 2 Alt. 1 BGB ansetzt. Im Rahmen der Prüfung 
der Voraussetzungen dieser Anspruchsgrundlage können sodann sämtliche einschlägi-
gen gesellschaftsrechtlichen Fragestellungen abgehandelt werden. Dabei handelt es sich 
um die Fragen
–	 ob überhaupt eine GbR besteht,
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